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Stärkung der regionalen  
Wettbewerbsfähigkeit – nur Theorie?
Zu realen Perspektiven einer verbesserten ökonomischen Tragfähigkeit in ländlichen Regionen

Mit Blick auf diverse Förderpolitiken der Raum-, Regional- und Strukturpolitik zeichnet sich – insbesondere von Seiten der Euro-
päischen Union – ein Trend zu erhöhten Anforderungen an die Steuerungspraxis regionaler Entwicklungen ab. Dieser Trend hat 
etwas mit dem Ziel einer stärkeren Selbstverantwortlichkeit zu tun, ist aber vor allem auch darauf zurückzuführen, dass zukünf-
tig regionalpolitische Fördergelder wirkungsvoller eingesetzt werden sollen. Der Beitrag beleuchtet diesen Trend vor dem Hinter-
grund des regionalpolitischen Ziels „Stärkung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit“ 1, um damit einen Diskurs zu den Rahmen-
bedingungen und Möglichkeiten ländlicher Regionen für eine eigenverantwortliche Steuerung und Entwicklung anzustoßen.

Betrachtet man die jüngsten Debatten und Entwicklun-
gen um raumpolitische Konzepte, so fokussiert sich in 

letzter Zeit alle Strahlkraft auf das Konzept der Metropolre-
gionen. Doch ist damit ein großer Wurf gelungen, der au-
ßer von Agglomerationen und deren Umland für alle Räu-
me und Regionen eine Orientierung bietet? Das Konzept 
der Metropolregionen ist vorrangig auf den internationalen 
Standortwettbewerb ausgerichtet – doch erscheint zweifel-
haft, inwieweit damit auch kleinere Entwicklungsmaßstäbe 
auf Meso- oder Mikroebene abgedeckt werden können. 
Oder anders ausgedrückt: Gibt es in der Praxis überzeugen-
de, Sinn stiftende Konzepte und Steuerungsperspektiven für 
die Entwicklung ländlicher Regionen? 
	 Die OECD (2007: 20) kommt in ihrem Prüfbericht zur Po-
litik für ländliche Räume in Deutschland zu dem Ergebnis, 
dass die Regionalpolitik in Deutschland „durch eine zuneh-
mende Fokussierung auf die größeren Städte beeinträch-
tigt wird, die die Entwicklungsdynamik ländlicher Räume in 
der Regel übersieht“. Weiterhin konstatiert die OECD einen 
„Bruch“ zwischen einer auf die Städte ausgerichteten Re-
gionalpolitik und einer nur schwach ausgebildeten Politik 
für ländliche Räume. Die OECD führt dies unter anderem 
auf einen immer noch sehr sektorspezifischen, z. B. auf die 
Agrarstrukturverbesserung ausgerichteten Entwicklungsan-
satz zurück, wie es die „Gemeinschaftsaufgabe zur Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK)2 
zeigt. Dieser Ansatz führt dazu, dass regionale Entwicklungs-
bemühungen in ein kleinteiliges Nischengeschäft gedrängt 
werden (vgl. OECD 2007).

Konzeptionelles Vakuum  
für die Entwicklung ländlicher Regionen? 
Aktuelle Kategorisierungen „Ländlicher Regionen“ legen 
neben der Bevölkerungsdichte vor allem den Einfluss der 
Metropolräume und großen Zentren sowie die Kriterien der 
Zentrenerreichbarkeit und Verkehrsanbindung zu Grunde 
(vgl. BBR 2005; Leber/Kunzmann 2006). Ergebnis sind neue 
Raumstrukturtypen, die auf eine stärkere Differenzierung 

verzichten und in denen die Kategorie „Ländlicher Raum“ 
keine Verwendung mehr findet (vgl. BBR 2005). Grundsätz-
lich stellt sich die Frage, inwieweit es um eine bloße Abgren-
zungsproblematik3 geht oder nicht vielmehr um ein Ver-
ständnis von funktional definierten Wirkungsräumen, die 
eine gewisse Ausdehnung aufweisen. 
	 Letzteres erscheint aus Sicht einer regionalen Steue-
rungspraxis hinsichtlich relevanter Funktionen und Wert-
schöpfungssysteme naheliegender und zielführender. Die 
entscheidende Frage lautet nicht: „In welcher Raumkate-
gorie sind wir als Region zugeordnet?“, sondern heißt: „Wo 
fühlen wir uns als Region zugehörig und inwieweit sind wir 
in der Lage, etwas beizutragen und eine eigenständige Ent-
wicklung zu initiieren?“. Von daher bietet die Begrifflichkeit 
„Ländliche Räume“, die abgesehen von einer geringen Be-
völkerungsdichte4 keinen analytischen Charakter aufweist, 
per se keinen konzeptionellen Entwicklungsansatz. Unter 
diesen Prämissen bezieht sich der Beitrag vor allem auf Pe-
ripherräume und ländliche Zwischenräume mit Mittel- und 
Kleinagglomerationen, die insbesondere von den Funktio-
nen „Wohnen“, „Erholung und Tourismus“, „Basis-Produktion“ 
und „Verarbeitung“ sowie einer teilweisen Strukturschwäche 
geprägt sind (vgl. Schuler et al. 2004). 
	 Es geht bei einer Stärkung regionaler Wettbewerbsfä-
higkeit darum, durch eine Bündelung privater und öffent-
licher Kräfte in einer Region wirkungsvoll Einfluss auf de-
ren Entwicklung nehmen zu können. Dies entspricht dem 
Paradigmenwechsel in der Regionalpolitik – von einer sta-
tischen Sicht auf die Standortfaktoren hin zu dynamischen 
Entwicklungsprozessen (vgl. Thierstein/Walser 2000). Davon 
ausgehend sind für den Beitrag folgende Überlegungen 
von grundlegender Bedeutung:
–	 Eine begriffliche Abgrenzung von Wettbewerbsfähigkeit 

im regionalen Kontext stellt eine besondere Herausforde-
rung dar, nachdem insbesondere der Begriff der Region5 
höchst unterschiedlich verstanden und verwendet wird. 
Um dem näher zu kommen, stellt sich die Frage, worauf 
regionale Wettbewerbsfähigkeit unter Berücksichtigung 
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der jeweiligen Größe, Struktur etc. zurückzuführen ist und 
inwieweit eine Beeinflussung möglich ist. Hierbei spielt 
eine über Einzelinteressen hinausgehende, kollektive(re) 
Wahrnehmung der (für die jeweilige Region relevanten) 
Verknüpfungen hinsichtlich Märkten und Wertschöp-
fungsketten eine immer bedeutendere Rolle. 

–	 Die wichtigsten Träger der regionalen Wettbewerbsfähig-
keit sind daher die wirtschaftlich tätigen Akteure. Dem- 
zufolge setzen Erfolg versprechende Steuerungsbemü-
hungen zur Stärkung der regionalen Wettbewerbsfähig-
keit die Einbindung der regionalen Privatwirtschaft voraus.

–	 Es ist über die unmittelbare Beeinflussung unternehmens-
bezogener Standortfaktoren hinaus eine Verbesserung 
der regionalen Wettbewerbsfähigkeit möglich. Der Ver-
änderungsspielraum hängt neben Standortfaktoren und 
strukturellen Rahmenbedingungen vom Zusammenspiel 
akteur- und institutionenbezogener Verhaltensweisen, 
Handlungen und Steuerungsbemühungen ab (vgl. Thier-
stein 1996).

Unter diesen Aspekten lässt sich ein Bezug von regionaler 
Wettbewerbsfähigkeit zu Regional Governance6 herstellen: 
Einerseits wertet er die Selbstverantwortlichkeit der Re- 
gion als politische Entscheidungs- und Handlungsebene auf 
(vgl. Frey 2005), andererseits beinhaltet er wichtige Anhalts-
punkte für eine differenzierte Analyse regionaler Steuerungs-
möglichkeiten (vgl. Benz/Fürst 2003). Regional Governance 
impliziert nicht die Autonomie der Region von Einflüssen 
des Staates, sondern die möglichst optimale Steuerung 
regionalpolitischer Aufgaben durch dynamische Kooperati-
ons- und Verhandlungsprozesse auf der Grundlage verein-
barter Zielstellungen und Regelungen (vgl. Frey 2005). 

Regionen zwischen Transferabhängigkeit 
und eigenerwirtschaftetem Einkommen
Ausgehend von einem dynamischen Entwicklungsverständ-
nis ist die Definition einer Region vor allem davon abhän-
gig, inwieweit Steuerungsaktivitäten tatsächlich zu einer 
Tragfähigkeit der Region beitragen können. Aus regional-
ökonomischer Sicht ist diese Tragfähigkeit eng mit der Fra-
ge nach Einkommens- und Wertschöpfungsquellen einer 
Region verbunden. Hierfür können als Orientierung zwei 
Argumentationspole herangezogen werden: 

–	 einerseits eine in hohem Maße selbsttragende Entwick-
lung, bei der regionale Wertschöpfung und Einkommen 
weitgehend eigenerwirtschaftet werden (Earned Income); 

–	 andererseits eine Entwicklung, die in hohem Maße auf 
staatliche Transferleistungen von außen (Transfer Income) 
angewiesen ist (vgl. Kleinewefers 1997). 

Nachdem zur Frage der Tragfähigkeit regionaler Entwick-
lung mit der Betrachtung des Verhältnisses zwischen Earned 
Income und Transfer Income bislang nur wenig theoretische 

Fundierungen oder empirische Erkenntnisse vorliegen, gilt 
es zunächst, einen groben Rahmen mit Bezug zu regiona-
ler Wettbewerbsfähigkeit herzustellen. Für die weitere Ein- 
lotung der Tragfähigkeit regionaler Entwicklung zwischen 
den beiden Orientierungspolen sind folgende Faktoren 
ausschlaggebend:

–	 Regional vorhandene Ressourcen und ihre Inwertsetzung: 
Dies betrifft die Frage nach geeigneten Wertschöpfungs-
quellen (z. B. natürliche Ressourcen wie Wasser, Holz und 
Energie) sowie vorhandenen Unternehmensstrukturen 
und deren Inwertsetzungsbemühungen.

–	 Wirtschaftliches, strukturelles und politisches Umfeld: Hier-
unter fallen Lage und Standortbedingungen (z. B. Ver-
kehrsinfrastrukturen, Erreichbarkeit oder Telekommunika-
tionsausstattung), die Steuerungsbereitschaft der politi-
schen Entscheidungsträger sowie die Zusammenarbeit 
und Vernetzungsbereitschaft zwischen öffentlichen und 
privaten Akteuren.

–	 Rolle und Einsatz öffentlicher Fördermittel: Angesprochen 
ist das Ziel, öffentliche Fördermittel einem möglichst ef-
fektiven Verwendungszweck zuzuführen, damit sie auf 
fruchtbaren Boden fallen und einen Anstoß zu eigener-
wirtschaftetem Einkommen geben können. 

Der Zusammenhang zwischen den drei Faktoren ist letzt-
lich auch eine geeignete Reflexionsmöglichkeit der Rolle 
der Regionalpolitik und Regionalentwicklung – hinsichtlich 
der Steuerungsbemühungen von innen und der Impulse 
einer staatlichen Förderpolitik von außen. Nachdem hohe 
Transferleistungen von außen auf Dauer keine Tragfähig-
keit regionaler Entwicklungen gewährleisten (vgfl. Bachtler/
Wren 2006), muss es das Ziel der Regionalpolitik und Regio-
nalentwicklung sein, den Anteil eigenerwirtschafteten Ein-
kommens zu erhöhen oder zumindest zu stabilisieren. 

Abb: 1: Orientierungspole für die Tragfähigkeit regionaler Entwick-
lung 7 [Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Simmen et al. 2006] 
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	 Dieses Ziel schließt keineswegs öffentliche Aktivitäten 
zur Verbesserung des Umfeldes pauschal aus, stellt diese 
jedoch in einen klaren Bezug zu Impulsen für eigenerwirt-
schaftetes Einkommen. Die Telekommunikations- und Breit- 
bandversorgung ländlich geprägter Gebiete ist ein geeig-
netes Beispiel dafür, wie privatwirtschaftliche Initiativen 
durch die Verbesserung öffentlicher Standortbedingungen 
unterstützt werden können. 
	 Zwischenfazit: Zur Stärkung der regionalen Wettbe-
werbsfähigkeit ist der Anteil eigenerwirtschafteten Einkom-
mens sowie damit zusammenhängend die Tragfähigkeit 
regionaler Entwicklungen zu verbessern oder zumindest zu 
stabilisieren. Davon ausgehend erscheint es lohnenswert, 
der Frage nach realen Steuerungsperspektiven für ländliche 
Regionen weiter auf den Grund zu gehen.

Trends der Regionalpolitik  
im deutschsprachigen Raum
Maßgebliche Trends der Regionalpolitik in den zurücklie-
genden Jahren leiten sich für Deutschland und Österreich 
vor allem aus den Weichenstellungen der Europäischen 
Union ab. Wichtige strategische Grundlage ist neben den 
Beschlüssen von Lissabon (2000) und Göteborg (2001) die 
so genannte Territoriale Agenda8 der EU, die seit Mai 2007 
ein neues Leitbild der europäischen Raumentwicklungspo-
litik vorgibt (vgl. EU-Ministertreffen 2007). Für die Schweiz 
bestimmend ist das 2008 in Kraft getretene „Bundesgesetz 
zur Neuen Regionalpolitik“ (NRP), mit dem seither ein Sys-
temwechsel in der Regionalpolitik vollzogen wird. 
	 Aus den Weichenstellungen der zukünftigen Struktur- 
und Regionalpolitik der Europäischen Union sowie der 
Neuen Regionalpolitik in der Schweiz lassen sich folgende 
Trends ableiten:

–	 Die Stärkung regionaler Wettbewerbsfähigkeit wird in 
der EU und in der Schweiz als zentrales Ziel der Regional-
politik zu Grunde gelegt, wobei regionale Wertschöpfung 
und Beschäftigung hinsichtlich des Abbaus von Dispari-
täten von maßgeblicher Bedeutung sind.

–	 Ansatzpunkte für die zukünftige Regional- und Raument-
wicklungspolitik innerhalb der EU liegen insbesondere in 
einer „territorialen Governance“, die auf eine Zusammen-
arbeit zwischen Unternehmen, Gebietskörperschaften, 
Nichtregierungs-Organisationen und Fachpolitiken ab-
zielt (vgl. EU-Ministertreffen 2007). Dem regionalen und 
lokalen Unternehmertum wird hierbei eine Schlüsselrolle 
zugewiesen. In ähnlicher Weise setzt die NRP in beson-
derer Weise bei der Wirkungskette „Unternehmertum – 
Innovationsfähigkeit – Wertschöpfungssysteme“ an. Wett- 
bewerbsfähigen Wirtschaftsstrukturen wird die Rolle als 
„zentrale Treiber“ der Regionalentwicklung in der Schweiz 
zuerkannt.

–	 Im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip wird sowohl in 
der EU als auch in der Schweiz ein subsidiärer und poly-
zentrischer Entwicklungsansatz verfolgt, wobei die NRP 
zwischen einer großräumigen Ausrichtung auf Kantone 
und Agglomerationsräume im internationalen Standort-
wettbewerb sowie einer kleinräumigen Ausrichtung auf 
Teilregionen, die im interregionalen Standortwettbewerb 
stehen, unterscheidet. Die Territoriale Agenda der EU legt 
neben der Bildung wettbewerbsfähiger regionaler Cluster 
ein besonderes Augenmerk auf die Partnerschaft zwi-
schen städtischen und ländlichen Gebieten in so genann-
ten Stadtregionen.

–	 Über diese Gemeinsamkeiten hinaus ist der NRP ein 
„funktionsräumliches Konzept“ zu Grunde gelegt. Funk-
tionale Verflechtungen der Bevölkerung und der Wirt-
schaft sind jenseits institutioneller Grenzen und territo-
rialer Ansätze die Ausgangsbasis für Regionalpolitik und 
-entwicklung. 

In der Zusammenschau der Weichenstellungen spielen für 
regionale Steuerungsstrategien eine stärkere Wettbewerbs- 
und Wertschöpfungsorientierung, eine höhere Eigenverant-
wortung und damit eine konsequentere Ausrichtung auf 
eine selbsttragende Entwicklung sowie eigenerwirtschaf-
tetes Einkommen eine zentrale Bedeutung. 
	 Dies deckt sich mit dem „New rural paradigma“ der 
OECD. Statt regionale Disparitäten durch Beihilfen zu redu-
zieren, liegt innerhalb der OECD ein zunehmender Schwer-
punkt darin, die regionale Wettbewerbsfähigkeit zu verbes-
sern. Um dies konsequenter zu erreichen, wird von Seiten 
der OECD eine Konzentration auf Investitionen statt auf Sub-
ventionen zum Ziel gesetzt (vgl. OECD 2006). Dahingehend 
sieht die OECD für die Regionalpolitik in Deutschland eine 
oberste Priorität darin, sektorübergreifend Investitionen auf 
die Entwicklung ländlicher Unternehmen und deren Inno-
vationstätigkeit zu lenken (vgl. OECD 2007).
	 Insgesamt ist auch hinsichtlich der Programme eine stär-
kere und flexiblere Ausrichtung auf Earned Income erforder-
lich, damit sich wettbewerbs-, wertschöpfungs- und beschäf-
tigungswirksame Impulse im Sinne einer selbsttragenden 
Entwicklung besser entfalten können. Dahingehende durch-
greifendere Reformen der Regionalpolitik für ländliche Räu-
me stehen in Deutschland bislang noch aus (vgl. ebd.).
	 Ebenso spielt ein flexibler Umgang mit dem Regions-
begriff und eine stärkere funktionale Orientierung für eine 
Weiterentwicklung regionaler Steuerungsstrategien zur Stär-
kung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit eine maßgeb-
liche Rolle (vgl. OECD 2006). Ein flexibles Regionsverständnis, 
das eine Region als einen dynamischen Kooperationsraum 
entlang einzelner Funktionen und Aufgaben versteht (vgl. 
Löwis et al. 2005), ermöglicht nicht nur ein zielorientiertes 
Vorgehen, sondern schärft gleichzeitig das Augenmerk für 
die Wettbewerbs- und Konkurrenzsituation. Infolgedessen 
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besteht ein enger Zusammenhang zwischen Nachfrage- und 
Kundenorientierung, der Berücksichtigung der Wettbewerbs-
situation sowie einer gezielteren Profilierung regionaler An-
gebote und Produkte über territoriale Gebietsabgrenzungen 
hinweg. 

Wertschöpfungsketten an der Schnittstelle 
von Regionalpolitik und Privatwirtschaft
Wie bereits dargestellt, gilt der Zusammenarbeit mit der 
regionalen Privatwirtschaft hinsichtlich zukünftiger Steue-
rungsperspektiven zur Stärkung der regionalen Wettbe-
werbsfähigkeit ein hohes Augenmerk. Diese ist nicht per se 
mit dem Begriff Öffentlich-privater-Partnerschaften (Private-
Public-Partnership, PPP) deckungsgleich, nachdem sich PPP 
sehr stark auf die Mobilisierung privaten Kapitals zur Erfül-
lung staatlicher Aufgaben bezieht und in vielen Fällen mit 
einer Teil-Privatisierung öffentlicher Aufgaben einhergeht 
(vgl. Frey 2005). Dagegen ist die gezielte Einbindung der re-
gionalen Privatwirtschaft vor allem deshalb von hoher Be-
deutung, um die Lücke von öffentlichen-orientierten Infra-
strukturaktivitäten zu einer marktorientierten Entwicklung 
auf der Seite von Earned Income zu schließen. Im Focus ste-
hen deshalb vor allem die Bereiche und Schnittstellen regi-
onalpolitischer und privatwirtschaftlicher Interessen. 
	 Wenn regionale Entwicklung stärker auf eine Wertschöp-
fungsorientierung im Sinne von Earned Income abzielt, dann 
ist eine Ausrichtung öffentlicher Aktivitäten auf konkrete 
Impulse und eine Unterstützung privatwirtschaftlichen En-
gagements eine wesentliche Voraussetzung. Hierbei erge-
ben sich Parallelen zur Clusterstrategie, wobei diese unter 
Berücksichtigung ihrer Bedingungen9 für ländlich geprägte 
Regionen keine beliebig anzuwendende Strategie oder gar 
einen „Rettungsanker“ darstellt. Für eine erfolgreiche Im-
plementierung der Clusterstrategie müssen Regionen über 
eine entsprechende räumliche Verdichtung von Betrieben 
sowie über eine Ressourcenausstattung insbesondere mit 
qualifiziertem Personal verfügen, um die Netzwerke auf-
bauen und pflegen zu können (vgl. Difu 2008). Ebenso ist 
ein Mangel an Forschungseinrichtungen ein begrenzender 
Faktor für eine Clusterentwicklung in ländlichen Regionen. 
Deshalb bezieht sich auch die Darstellung von Anwendungs-
beispielen in der aktuelleren Veröffentlichung des Deutschen 
Instituts für Urbanistik (Difu) zum Thema „Cluster“ in erster 
Linie auf Ballungs- und Stadtregionen (vgl. Floeting 2008).
	 Eine struktur- und problemorientierte Interpretation der 
Clusterstrategie für ländlich geprägte Regionen könnte in 
besonderer Weise mit dem Wertschöpfungsketten-Ansatz 
verbunden werden. Allgemein beschreibt eine Wertschöp-
fungskette (WSK) den gesamten Weg eines Produktes oder 
einer Dienstleistung vom Erzeuger über den Verarbeiter und 
den Vermarkter bis zum Endkunden. Eine WSK ist durch ein 
räumlich dichtes Netz voneinander unabhängiger Unterneh-

men aus einer oder mehreren Branchen gekennzeichnet, 
welche Vorteile durch die Bündelung entlang der Wert-
schöpfungskette realisieren (vgl. Hahne 2006). Unter einer 
„regionalen“ WSK ist zu verstehen, dass der überwiegende 
Teil der WSK-Stufen bzw. -Tätigkeiten in der Region erbracht 
wird und damit auch der überwiegende Teil der Wertschöp-
fung in der Region verbleibt (vgl. Bühler/Schubert 2008). 
	 Durch den gezielten Ausbau von Kooperationsbezie-
hungen und den Austausch von Know-how zwischen allen 
beteiligten Akteuren können Waren- und Informationsflüs-
se optimiert werden, was zu Vorteilen für alle Beteiligten 
führt. Diese Vorteile werden vor allem darin gesehen, dass 
Wertschöpfungsaktivitäten in der Weise optimiert werden, 
dass Kosten gesenkt bzw. Erlöse gesteigert werden können, 
sodass letztlich Wettbewerbsvorteile gegenüber der Kon-
kurrenz entstehen (vgl. Poirier/Reiter 1997). 
	 Der WSK-Ansatz verfolgt zum einen eine Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit im regionalen und überregionalen 
Kontext, zum anderen zielt er darauf ab, den Anteil von ei-
generwirtschafteten Einkommen in der Region zu erhöhen.
Hierzu können exemplarische Erfahrungen im Rahmen des 
Modellvorhabens „REGIONEN AKTIV“ in Deutschland heran- 
gezogen werden (vgl. Kroes et al 2007). Auf Grundlage von 
Wertschöpfungspartnerschaften mit Unternehmen aus ver- 
schiedenen Sektoren entstanden neue, innovative Produk- 
te, sodass Wertschöpfungsketten geschlossen werden konn-
ten und die Wertschöpfung sich erhöhte. Darüber hinaus 
trugen diese Partnerschaften insgesamt zu einer Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit der regionalen Unterneh-
men bei. Ein konkretes Beispiel ist hierfür die WSK „Biogas“ 
in der Region Wendland-Elbetal, aus der unter anderem die 
Entwicklung eines regionalen Biogaskraftstoffes und die 
Einrichtung der ersten Biogastankstelle in Deutschland her-
vorgegangen sind. Die daraus resultierenden Wertschöp-
fungseffekte sind auf die Partnerschaft von regionalen Land-
wirten, Autohäusern, einer Raiffeisen-Genossenschaft und 
der Regionalinitiative Wendland-Elbetal zurückzuführen.
	 Die Erfahrungen im Modellvorhaben „REGIONEN AKTIV“ 
in Deutschland zeigen, dass Wertschöpfungsketten ein ge-
eignetes Instrumentarium bei der Suche nach Schnittstel-
len zwischen regionalpolitischen und privatwirtschaftlichen 

Abb. 2: Wertschöpfungsketten-Betrachtung 10 [Quelle: GTZ 2007, überar-
beitet]
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Interessen darstellen. Darüber hinaus tragen sie dazu bei, 
den Anteil von Earned Income zu erhöhen, die Transaktions-
kosten möglichst niedrig zu halten sowie Innovation, Wirt-
schafts- und Investitionstätigkeit in der Region zu fördern. 
	 Zu ähnlichen Ergebnissen kommt auch die Begleitfor-
schung zum Modellvorhaben „InnoRegio“ (vgl. BMBF 2005). 
Die Evaluierung von „InnoRegio“ durch das Deutsche Insti-
tut für Wirtschaftsforschung (DIW) Berlin zeigt, dass über 
den WSK-Ansatz die Kunden- und Zuliefererbeziehungen 
zwischen „InnoRegio“-Akteuren intensiviert und ausgebaut 
worden sind und eine beträchtliche Steigerung des Umsatz-
volumens erreicht werden konnte. Für das Zusammenwirken 
in den Wertschöpfungsketten wurden insbesondere folgen-
de Faktoren als Ausschlag gebend identifiziert: 
–	 das in der Region verfügbare und für die Netzwerke mo-

bilisierbare unternehmerische Potenzial, 
–	 eine klare, am wirtschaftlichen Erfolg orientierte Zielset-

zung, 
–	 die Verbindung von individuellen und regionalen Nutzen 

derartiger Kooperationen und 
–	 eine leistungsfähige Netzwerksteuerung (vgl. BMBF 2005).

Fazit
Insgesamt zeichnet sich in der Regionalpolitik zur Entwick-
lung ländlicher Regionen eine sich immer weiter öffnende 
Schere zwischen normativen Paradigmen und den Rahmen- 
bedingungen zu ihrer Umsetzung auf regionaler Ebene ab.  
Auf normativer Ebene sind z. B. mit dem „New rural para-
digma“ der OECD oder der Territorialen Agenda der EU 
Grundlagen für eine konsequentere Ausrichtung auf eine 
regionale und sektorübergreifende Wettbewerbsfähigkeit 
und eine Verbesserung eigenerwirtschafteten Einkommens 
gelegt, in Anlehnung an die OECD finden sich diese jedoch 
nur sehr bedingt in der Ausgestaltung der Förderinstrumen- 
tarien wieder (vgl. OECD 2007). Die Herausforderung liegt 
deshalb darin, diese Schere zu schließen: das heißt, den 
Entwicklungsbemühungen ländlicher Regionen neue, Sinn 
stiftende und anwendbare Steuerungsperspektiven zu er-
öffnen sowie diese konsequent in die Förderinstrumentari-
en zu integrieren.
	 Die angeführten Erfahrungen mit dem Instrument der 
regionalen Wertschöpfungsketten zeigen, dass eine wir-
kungsvolle Weiterentwicklung der Steuerungspraxis zur 
Stärkung von Earned Income und regionaler Wettbewerbs-
fähigkeit nicht nur notwendig, sondern auch möglich ist. 
Die vorliegenden Erkenntnisse aus den Modellvorhaben 
„REGIONEN AKTIV“ und „InnoRegio“ legen die Vermutung 
nahe, dass im Vergleich zu regionalpolitischen Standardpro-
grammen mit herkömmlicheren Steuerungsbedingungen 
(unter anderem territoriale und sektorspezifische Ausrich-
tung, klassische Strukturförderungen) gezieltere Beiträge zur 
Stabilisierung oder Verbesserung des Anteils eigenerwirt-
schafteten Einkommens erreicht werden können.

	 Für das Selbstverständnis der Regionalpolitik für länd-
liche Regionen sind bei dem Prozess der Weiterentwicklung 
folgende Erkenntnisse von Bedeutung:

–	 Im Mittelpunkt wirtschaftsorientierter Steuerungsper-
spektiven steht vor allem die Frage, für welche Nachfra-
ge bzw. Märkte endogene Potenziale nutzbar gemacht 
werden können. Die Ansätze und Erfahrungen aus „RE-
GIONEN AKTIV“ und „InnoRegio“ verdeutlichen, dass die 
WSK-Orientierung hierfür einen geeigneten strategischen 
und methodischen Ansatz bieten kann, um gemeinsam 
mit Unternehmen Schwachstellen zu analysieren und 
gezielte Interventionen zu erarbeiten (vgl. Knickel et al. 
2004; BMBF 2005). Ebenso zeigen die Pilotprojekte in der 
Praxis, dass es möglich ist, regionalpolitische Interessen 
mit privatwirtschaftlichen Interessen zu verbinden und 
Unternehmen gezielt in regionale Entwicklungsprozesse 
einzubinden.

–	 Die Betrachtung von Transfer Income und Earned Income 
stellt einen wichtigen Gradmesser für die Tragfähigkeit re-
gionaler Entwicklungsprozesse dar. Die Modellvorhaben, 
in denen der WSK-Ansatz eingesetzt wird, zeigen, dass 
eine räumliche Flexibilität gegenüber territorialen Regi-
onsabgrenzungen von hoher Bedeutung ist. Im Rahmen 
von Wertschöpfungsketten ist die Ermöglichung nach 
außen flexibler und funktional ausgerichteter Koopera-
tionsstrategien eine wesentliche Voraussetzung dafür, 
dass Angebots-, Nachfrage- und Konkurrenzsituationen 
gezielter in Entwicklungsaktivitäten einbezogen werden. 
Wie eingangs dargestellt, geht es in der Steuerungspraxis 
viel mehr um eine Ausdehnungsthematik als um eine Ab-
grenzungsproblematik: Eine territoriale Kernregion kann 
sich je nach Themen- oder Problemstellungen in vielfäl-
tige Kooperationsräume oder Kooperationsregionen ver-
ändern (vgl. Löwis et al. 2005).

Gleichwohl gilt es, regionale Steuerungs- und Veränderungs-
möglichkeiten gegenüber den strukturellen Ausgangs- und 
Standortbedingungen auch nicht zu überschätzen. Wie im 
Beitrag dargestellt, liegt die Messlatte hoch, alle notwen-
digen Voraussetzungen für wirksame Steuerungsstrategien – 
auf Basis der endogenen Potenziale – zu  schaffen. Insofern 
sind Vorstellungen von einer weitgehenden regionalpoli-
tischen Autonomie, vor allem auch aufgrund der Realitäten 
vielfältiger funktionaler Verflechtungen und des (internatio-
nalen) Standortwettbewerbs, klare Grenzen gesetzt. Diese 
Regionen benötigen deshalb weiterhin „exogene Entwick-
lungsimpulse“ von Seiten der staatlichen Regionalpolitik. 
Hierfür ist eine erhöhte Sensibilität erforderlich, inwieweit 
diese Transferleistungen in einem selbstbezogenen System 
von Transfer Income zirkulieren oder inwieweit es damit ge-
lingt, den Anteil eigenerwirtschafteten Einkommens (Earn-
ed Income) zu verbessern.
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Anmerkungen
1	 Siehe unter anderem aktuelle Zielstellungen der „New rural para-

digma“ der OECD (vgl. OECD 2006) sowie der Territorialen Agen-
da der EU (vgl. EU-Ministertreffen 2007). 

2	 Die „Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ (GAK) wurde im Jahr 2004 mit der Ver- 
ankerung der Integrierten Ländlichen Entwicklung (ILE) als För-
dergrundsatz der Rahmenplanung einer umfassenderen Re-
formbemühung unterzogen. Mit „integriert“ war ein breiterer 
Entwicklungsansatz mit der Aufnahme neuer Fördergegenstände 
wie „Integrierte ländliche Entwicklungskonzepte“ und „Regio-
nalmanagement“ beabsichtigt. Aus Sicht der OECD setzt die 
GAK jedoch weiterhin schwerpunktmäßig bei der Landwirt-
schaft an.

3	 Dahingehend kommt die Arbeitsgruppe „Ländliche Räume im 
Struktur- und Politikwandel“ der Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung zu dem Schluss, dass es Raumstereotypen 
zu überwinden gilt, da sie „der Differenzierung und Individua-
lisierung von Räumen jenseits urbaner nicht gerecht werden“ 
(Franzen, N., et al. 2008: 39).

4	 Auf Ebene der OECD und der EU weisen ländliche Gebiete eine 
Bevölkerungsdichte von unter 150 Einwohnern pro km² auf.

5	 Von übergeordneter Bedeutung erscheint, dass eine Region nach 
den jeweiligen Kriterien ein relativ homogenes, nach außen ab-
grenzbares Gebiet darstellt (vgl. Kleinewefers 1997). 

6	 Die OECD versteht die auf räumliche Entwicklung bezogene 
„Governance“ als die Organisation und Lenkung von Gebiets-
körperschaften und Institutionen sowie der entsprechenden Ver-
fahren zur Entscheidungsfindung, Mitwirkung und Einflussnah-
me (vgl. OECD 2001). 

7	 Abbildung 1 verdeutlicht das Spektrum regionaler Entwicklungs-
perspektiven zwischen einer starken Abhängigkeit von Transfer-
leistungen (Transfer Income) sowie einem weitgehend eigen-er-
wirtschafteten Einkommen (Earned Income). Ziel sollte es sein, 
die Schere zwischen beiden Polen soweit wie möglich zu schlie-
ßen, das heißt mit Transferleistungen stärker auf die Generie-
rung von Earned Income hinzuwirken. Die angedeuteten Kreise 
dazwischen verdeutlichen, dass unter Berücksichtigung regio-
naler Strukturen hierfür verschiedene Varianten in Frage kom-
men (u.a. eine höhere oder geringere Transfer-Intensität).

8	 Innerhalb der Territorialen Agenda der EU wird das Ziel „Stär-
kung einer regionalen Wettbewerbsfähigkeit“ als wichtiger Be-
standteil einer polyzentrischen Entwicklung angesehen (vgl. EU-
Ministertreffen 2007).

9	 Unter einem Wirtschaftscluster wird die räumliche Konzentra-
tion von Unternehmen einer bestimmten Branche, Zulieferern, 
Dienstleistern, Forschungseinrichtungen und unterstützenden 
Institutionen (z. B. Verbände) verstanden, die durch Informati-
onsaustausch oder Geschäftsbeziehungen miteinander verbun-
den sind (vgl. Floeting 2008).

10	 Ausgehend von den verschiedenen Gliedern einer regionalen 
Wertschöpfungskette weist Abbildung 2 auf die Verbesserung 
des Produkts, die Reduzierung von Kosten oder die Verbesse-
rung der Qualität und die Ausweitung des Volumens durch ver-
schiedene Maßnahmen hin.
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